
Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 13. April 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts 
Frankfurt am Main — Deutschland) — Wall AG/Stadt 
Frankfurt am Main, Frankfurter Entsorgungs- und 

Service (FES) GmbH 

(Rechtssache C-91/08) ( 1 ) 

(Dienstleistungskonzessionen — Vergabeverfahren — 
Transparenzgebot — Späterer Austausch eines 

Nachunternehmers) 

(2010/C 148/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht Frankfurt am Main 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Wall AG 

Beklagte: Stadt Frankfurt am Main, Frankfurter Entsorgungs- und 
Service (FES) GmbH 

Beteiligte: Deutsche Städte Medien (DSM) GmbH 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Landgericht Frankfurt am Main 
— Auslegung der Art. 12, 43, 49 und 86 Abs. 1 EG-Vertrag, 
der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung, des 
Diskriminierungsverbots sowie von Art. 2 Abs. 1 Buchst. b und 
Abs. 2 der Richtlinie 80/723/EWG der Kommission vom 25. 
Juni 1980 über die Transparenz der finanziellen Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unterneh­
men (ABl. L 195, S. 35) in der Fassung der Richtlinie 
2000/52/EG der Kommission vom 26. Juli 2000 zur Änderung 
der Richtlinie 80/723/EWG über die Transparenz der finanziel­
len Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffent­
lichen Unternehmen (ABl. L 193, S. 75) und von Art. 1 Abs. 9 
der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfah­
ren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 
Dienstleistungsaufträge (ABl. L 134, S. 114) — Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionen — Begriff des öffentlichen Unter­
nehmens — Folgen einer Nichtbeachtung der Transparenz­
pflicht beim späteren Austausch eines Nachunternehmers für 
die Durchführung des Vertrags 

Tenor 

1. Weisen Änderungen der Bestimmungen eines Dienstleistungskon­
zessionsvertrags wesentlich andere Merkmale auf als die, welche die 
Vergabe des ursprünglichen Konzessionsvertrags gerechtfertigt ha­
ben, und lassen damit den Willen der Parteien zur Neuverhand­

lung wesentlicher Bestimmungen dieses Vertrags erkennen, müssen 
alle zur Wiederherstellung der Transparenz des Verfahrens erfor­
derlichen Maßnahmen, zu denen auch ein neues Vergabeverfahren 
gehört, nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts des betroffenen 
Mitgliedstaats gewährt werden. Gegebenenfalls muss das neue Ver­
gabeverfahren nach Modalitäten durchgeführt werden, die den Be­
sonderheiten der betreffenden Dienstleistungskonzession angepasst 
sind, und ermöglichen, dass ein im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats ansässiges Unternehmen vor Vergabe der Konzession Zu­
gang zu den diese betreffenden angemessenen Informationen erhält. 

2. Schließt ein konzessioniertes Unternehmen einen Vertrag über 
Dienstleistungen, die vom Geltungsbereich der ihm von einer Ge­
bietskörperschaft erteilten Konzession erfasst werden, besteht die 
aus den Art. 43 EG und 49 EG sowie dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung und dem Verbot der Diskriminierung aus Grün­
den der Staatsangehörigkeit fließende Transparenzpflicht nicht, so­
fern dieses Unternehmen 

— von dieser Gebietskörperschaft zum Zweck der Abfallentsor­
gung und Stadtreinigung gegründet wurde, aber auch auf dem 
Markt tätig ist, 

— zu 51 % dieser Gebietskörperschaft gehört, Gesellschafter­
beschlüsse jedoch nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln 
der Stimmen seiner Gesellschafterversammlung gefasst werden 
können, 

— einen Aufsichtsrat hat, dessen Mitglieder einschließlich seines 
Vorsitzenden nur zu einem Viertel von dieser Gebietskörper­
schaft bestellt werden, und 

— mehr als die Hälfte seiner Umsätze aus gegenseitigen Verträ­
gen über die Abfallentsorgung und Straßenreinigung im Ge­
biet dieser Körperschaft erzielt, wobei sich diese hierfür über 
kommunale Abgaben ihrer Bürger refinanziert. 

3. Der Grundsatz der Gleichbehandlung und das Verbot der Diskri­
minierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit, die in den Art. 
43 EG und 49 EG verankert sind, sowie die daraus fließende 
Transparenzpflicht verpflichten nicht in allen Fällen, in denen 
behauptet wird, dass diese Pflicht bei der Vergabe von Dienstleis­
tungskonzessionen verletzt worden sei, die nationalen Behörden zur 
Kündigung eines Vertrags und die nationalen Gerichte zu einer 
Unterlassungsanordnung. Es ist Sache des innerstaatlichen Rechts, 
die Rechtsschutzmöglichkeiten, die den Schutz der dem Bürger aus
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dieser Pflicht erwachsenden Rechte gewährleisten sollen, so zu 
regeln, dass sie nicht weniger günstig ausgestaltet sind als die 
entsprechenden innerstaatlichen Rechtsschutzmöglichkeiten und 
die Ausübung dieser Rechte nicht praktisch unmöglich machen 
oder übermäßig erschweren. Die Transparenzpflicht ergibt sich 
unmittelbar aus den Art. 43 EG und 49 EG, die in den inner­
staatlichen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten unmittelbare 
Wirkung haben und jeder entgegenstehenden Bestimmung der 
nationalen Rechtsordnungen vorgehen. 

( 1 ) ABl. C 142 vom 7.6.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 15. April 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Pest Megyei 
Bíróság — Ungarn) — CIBA Speciality Chemicals Central 
and Eastern Europe Szolgáltató, Tanácsadó és Keresdedelmi 
kft/Adó- és Pénzügyi Ellenőrzési Hivatal (APEH) Hatósági 

Főosztály 

(Rechtssache C-96/08) ( 1 ) 

(Niederlassungsfreiheit — Direkte Besteuerung — Berufsaus­
bildungsabgabe — Bemessungsgrundlage der Abgabe, die von 
im Inland ansässigen Unternehmen zu zahlen ist — 
Berücksichtigung der Lohn- und Gehaltskosten für Arbeitneh­
mer, die in einer Zweigniederlassung in einem anderen 
Mitgliedstaat beschäftigt sind — Doppelbesteuerung — 

Möglichkeit, den Bruttobetrag der Abgabe zu verringern) 

(2010/C 148/06) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Pest Megyei Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: CIBA Speciality Chemicals Central and Eastern Europe 
Szolgáltató, Tanácsadó és Keresdedelmi kft 

Beklagter: Adó- és Pénzügyi Ellenőrzési Hivatal (APEH) Hatósági 
Főosztály 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Pest Megyei Bíróság — Aus­
legung von Art. 43 und 48 EG — Nationale Regelung, die 
zur Bestimmung der Grundlage der Berufsausbildungsabgabe 
eines auf dem Hoheitsgebiet ansässigen Unternehmens die Be­
rücksichtigung der Lohnkosten der in einer Zweigniederlassung 
in einem anderen Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer vor­
sieht, obwohl dieses Unternehmen verpflichtet ist, aufgrund der 
Beschäftigung dieser Arbeitnehmer eine entsprechende Gebühr 
in diesem anderen Mitgliedstaat zu tragen 

Tenor 

Die Art. 43 EG und 48 EG stehen einer Regelung eines Mitglied­
staats entgegen, nach der ein Unternehmen mit Sitz in diesem Mit­
gliedstaat verpflichtet ist, eine Abgabe wie die Berufsausbildungsabgabe 
zu zahlen, deren Höhe auf der Grundlage seiner Lohn- und Gehalts­
kosten, einschließlich derjenigen, die auf eine Zweigniederlassung des 
Unternehmens in einem anderen Mitgliedstaat entfallen, berechnet 
wird, wenn dieses Unternehmen in der Praxis hinsichtlich dieser 
Zweigniederlassung daran gehindert ist, die nach der betreffenden 
Regelung vorgesehenen Möglichkeiten zur Verringerung des Betrags 
der genannten Abgabe in Anspruch zu nehmen oder Zugang zu ihnen 
zu erhalten. 

( 1 ) ABl. C 142 vom 7.6.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 
15. April 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundesgerichtshofs — Deutschland) — E. Friz GmbH/ 

Carsten von der Heyden 

(Rechtssache C-215/08) ( 1 ) 

(Verbraucherschutz — Außerhalb von Geschäftsräumen ge­
schlossene Verträge — Anwendungsbereich der Richtlinie 
85/577/EWG — Beitritt zu einem geschlossenen Immobilien­

fonds in Form einer Personengesellschaft — Widerruf) 

(2010/C 148/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: E. Friz GmbH 

Beklagter: Carsten von der Heyden 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus­
legung von Art. 1 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 
85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend 
den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäfts­
räumen geschlossenen Verträgen (ABl. L 372, S. 31) — Anwen­
dungsbereich — Beitritt eines Verbrauchers zu einem geschlos­
senen Immobilienfonds in Form einer Personengesellschaft, des­
sen Hauptzweck in der Kapitalanlage besteht — Rechtsfolgen 
des Widerrufs
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